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25. November 1909 S. 511. 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 

die kommiſſariſchen Direktoren der Bau⸗ 

gewerkſchulen in Caſſel, Nienburg und 


Höxter, Profeſſoren Dr. Kewe, Dr. 


Müller und Taubner, zu Bauge— 
werkſchuldirektoren zu ernennen, 
dem Fabrikbeſitzer Max Graetz in Treptow, 
Kreis Teltow, dem Kaufmann Alfred 
Zielenziger in Charlottenburg und 
dem Direktor der Heimſtätten-Aktien⸗ 
geſellſchaft zu Berlin Hugo von Krott— 
naurer den Charakter als Kommer⸗ 
zienrat, 
dem Sekretär bei dem Staatskommiſſar 
an der Börſe zu Berlin Otto Biſchoff 
den Charakter als Rechnungsrat 
zu verleihen. 


Die Gewerbereferendare Gilbert aus 
Flensburg, Lüſchow aus Schweidnitz, Mar⸗ 
czinowski aus Stendal, Uthemann aus 
Reichenbach, Perko aus Caſſel, Rohde aus 
Spandau, Salm aus Aachen und Schalk 
aus Saarbrücken ſind nach beſtandener Prü⸗ 


fung zu Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den 

Gewerbeinſpektionen Teltow-Weſt in Gr.⸗ 

Lichterfelde, Berlin SW, Ratibor, Berlin N, 
Oppeln, Linden, Potsdam und Berlin W 
als Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


Es ſind ernannt worden: 

der Regierungsrat Barnewitz in Berlin 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden der 
Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
Stadtkreis Berlin und Regierungsbezirk 
Potsdam und des Schiedsgerichts für 
die Arbeiterverſicherung im Eiſenbahn⸗ 
direktionsbezirke Berlin, 

der Regierungsrat Eberhard in Cöln 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Cöln und des Schieds⸗ 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Cöln, 

der Regierungsaſſeſſor Heffter in Allen⸗ 
ſtein zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterver⸗ 
ſicherung Regierungsbezirk Allenſtein, 


8 
der Regierungsaſſeſſor Prochnow in Den Baugewerkſchuldirektoren Profeſſoren 
Schleswig zum ſtellvertretenden Vor⸗ Dr. Kewe, Dr. Müller und Taubner iſt 
ſitzenden des Schiedsgerichts für Ar⸗ die Leitung der Baugewerkſchulen in Caſſel, 
beiterverſicherung Provinz Schleswig⸗ Nienburg und Höxter übertragen worden. 


Holſtein und Fürſtentum Lübeck; der Re⸗ Der Baugewerkſchuloberlehrer Peters in 
gierungsaſſeſſor Dr. Hoffmann daſelbſt Stettin ift nach Dt.⸗Krone verſetzt worden. 
iſt von dieſem Amte entbunden worden, Der Hilfslehrer Reichart an der Bau⸗ 


der Regierungsaſſeſſor Dr. Kuhn in Wies⸗ gewerkſchule in Breslau iſt zum Oberlehrer 
baden zum ſtellvertretenden Vorſitzenden ernannt worden. 
des Schiedsgerichts für Arbeiterver⸗ N 
ſicherung Regierungsbezirk Wiesbaden; Bei dem Landesgewerbeamt iſt der Büreau⸗ 
der Regierungsrat Dr. Siller daſelbſt hilfsarbeiter Hardegen zum exped. Sekretär 
iſt von dieſem Amte entbunden worden. und Regiſtrator ernannt worden. 


III. Haudels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Schweidnitz. 


Der Bezirk der Handelskammer zu Schweidnitz iſt auf den Kreis Nimptſch ausge— 
dehnt worden. 


Betr. Handelskammer in Breslau. 


Der Bezirk der Handelskammer zu Breslau iſt auf den noch durch keine Handels— 
kammer vertretenen Stadt- und Landkreis Brieg und die Kreiſe Guhrau, Militſch, Namslau, 
Neumarkt, Ols, Ohlau, Steinau, Strehlen, Trebnitz, Groß-Wartenberg und Wohlau aus 
gedehnt worden. Die Handelskammer führt die Bezeichnung „Handelskammer Breslau“. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 

Dem Kapitän Tönges Maas, geboren am 27. April 1883 in Leerort, iſt durch den 
Spruch des Seeamts in Brake vom 21. Oktober d. J. die Befugnis zur Ausübung des 
Schiffergewerbes entzogen worden. 

Dem Kapitän Johann Michael Zameteit, geboren am 5. Juni 1859 zu Altrinderort 
in Oſtpreußen, iſt durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 27. Oktober d. Js. 
die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 

Dem Schiffer auf kleiner Fahrt Martin Stüven, geboren am 2. März 1877 in 
Krautſand, iſt durch den Spruch des Seeamts in Hamburg vom 3. November d. J. die 
Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 

Dein früheren Schiffer auf kleiner Fahrt Oltmann Lühring, geboren am 23. Juni 
1878 in Holte, iſt die ihm durch den Spruch des Seeamts in Bremerhaven vom 
19. September v. J. entzogene Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes wieder ein— 
geräumt worden. 


Betr. Auſtellung der ſtaatlichen Seelotſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. November 1909. 

Nachdem durch Allerhöchſte Verordnung vom 23. Januar 1907 den Königlichen See⸗ 
lotſen und dem Revierlotſen in Anklam der Rang der Subalternbeamten zweiter Klaſſe 
der Lokalbehörden verliehen worden iſt, wird bei der Anſtellung dieſer Beamtenklaſſen in 
Zukunft von dem in den Erlaſſen vom 6. Dezember 1895 und 21. April 1896 vorgeſehenen 
Vorbehalte der Kündigung abzuſehen ſein. Die Vorſchriften hinſichtlich der probeweiſen 
Beſchäftigung von Stellenanwärtern bleiben unberührt. 

Im Auftrage. 

IIb 11 412. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräfidenten in Königsberg, Danzig, Stralſund, Köslin und Stettin. 
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Betr. Geſchlechtskraukheiten der Seeleute. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 68, den 23. November 1909. 


Auf dem am 22. und 23. März d. J. in Berlin abgehaltenen Vereinstage des Deutſchen 
dautiſchen Vereins und des Verbandes Deutſcher Seeſchiffervereine iſt die Frage der 
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten der Seeleute eingehend erörtert. Der Präſident des 
Kaiſerlichen Geſundheitsamts, der an den Verhandlungen teilnahm, hat hierüber den in 
Abdruck beigefügten Bericht erſtattet, in dem er befürwortet, es möchte auf die Reederkreiſe 
amtlich dahin eingewirkt werden, daß ſie die Schiffskapitäne und Schiffsoffiziere anweiſen, 
den Schiffsärzten behufs Belehrung der Mannſchaft auf dem fraglichen Gebiete jede Unter⸗ 
ſtützung angedeihen zu laſſen und, ſofern Schiffsärzte nicht an Bord ſind, dieſe Belehrung 
ſelbſt vorzunehmen. Dieſer — auch auf dem Vereinstage gebilligte — Vorſchlag erſcheint 
mir beachtenswert. Ich erſuche Sie daher, in geeigneter Weiſe für die Ausführung der 
vorgeſchlagenen Maßregeln Sorge zu tragen. 


Im Auftrage. 
Ib 11369. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Küſtenbezirke. 


Anlage. 


Der Präſident des Kaiſerlichen Geſundheitsamts. 
Berlin, den 8. Oktober 1909. 

Am 22. und 23. März d. J. haben in Berlin die Verhandlungen des erſten gemein⸗ 
ſamen Vereinstags des Deutſchen Nautiſchen Vereins und des Verbandes Deutſcher See- 
ſchiffervereine ſtattgefunden. Soweit ſie die als 9. Gegenſtand auf die Tagesordnung 
geſetzte Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten der Seeleute betrafen, habe auch ich ihnen 
beigewohnt. Das Protokoll der Verhandlungen liegt nunmehr im Drucke vor. 

Als Ergebnis der unter lebhafter Beteiligung der Verſammlung erfolgten Erörterungen, 
die ſich an das Referat des Vertrauensarztes der Seeberufsgenoſſenſchaft Dr. Müller 
(Hamburg) in dieſer Sache anknüpften, ließ ſich vor allem die erfreuliche Tatſache feſtſtellen, 
daß grundſätzliche Bereitwilligkeit in den Kreiſen der Reeder beſteht, der Ausbreitung der 
Geſchlechtskrankheiten unter den Seeleuten nach Möglichkeit entgegenzutreten, obſchon über 
die Art und Weiſe, wie dies zu erfolgen habe, die Meinungen geteilt waren. Daß in der 
Tat ein hoher Prozentſatz der Seeleute in der deutſchen Handelsmarine von Geſchlechts— 
krankheiten befallen wird, läßt ſich nach den von dem Referenten Dr. Müller gemachten 
Angaben nicht bezweifeln (vgl. Protokoll der Verhandlungen S. 186/187). Denn nach den 
Feſtſtellungen des Genannten und des Quarantänearztes in Cuxhaven wird z. B. in Ham⸗ 
burg ungefähr der dritte Teil aller erkrankten Seeleute als geſchlechtskrank befunden. 
Wenn ſchon nach den Erfahrungen des Referenten Dr. Müller ein Rückgang der Erkran⸗ 
kungen in letzter Zeit dank der durch die Beſtimmungen der Deutſchen Seemannsordnung 
vom 2. Juni 1902 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 175) gewährleiſteten beſſeren ärztlichen Behandlung 
zu beobachten iſt, ſo muß dennoch in Anbetracht der immer noch hohen Erkrankungsziffer 
und der für die Reedereien ſich hieraus ergebenden bedeutenden Ausgaben für die Kranken⸗ 
fürſorge nach Mitteln und Wegen geſucht werden, wie ein weiterer Rückgang zu bewirken 
iſt. Unter den zahlreichen, aus der Mitte der Verſammlung hierzu gemachten Vorſchlägen ſind 
u. a. hervorzuheben die häufigen, gegebenen Falles durch Zwangsbeſtimmungen durch⸗ 
zuführenden Unterſuchungen der an Bord befindlichen Mannſchaft und Ausdehnung dieſer 
Unterſuchungen auch auf die in kleiner Fahrt Beſchäftigten, ein Vorſchlag, der mit Rückſicht 
auf die Schwierigkeit ſeiner Durchführung nicht unwiderſprochen blieb, ferner die allſeitig 
als nützlich anerkannte Belehrung und Aufklärung der Seeleute durch unentgeltlich ab⸗ 
zugebende Merkbüchlein, Merkblätter und dergleichen ſowie Warnungen vor den Folgen 
des Geſchlechtsverkehrs namentlich in durchſeuchten ausländiſchen Häfen ſeitens der Kapitäne, 
Schiffsärzte und Schiffsoffiziere. Auch die von dem Direktor der Navigationsſchule in 
Bremen Profeſſor Dr. Schilling betonte Forderung, mit der Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten auch die Bekämpfung des Mißbrauchs geiſtiger Getränke und die Förderung 
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der Enthaltfamfeit an Bord zu verbinden, muß als eine beachtenswerte Anregung betrachtet 
werden. Die gegen die Anwendung und Empfehlung beſonderer Schutzmittel von dem 
Referenten Dr. Müller und dem Direktor der Seeberufsgenoſſenſchaft Schauſeil geäußerten 
Bedenken entſprachen der auch vom Geſundheitsamt in dieſer Hinſicht vertretenen 
Anſchauung. Erfreulicher Weiſe hat ein Teil der genannten Vorſchläge bereits ſeine 
Anwendung in der Wirklichkeit gefunden. So wird nach Mitteilung des Referenten 
Dr. Müller in der Hamburger Navigationsſchule an die Schüler ein Merkbüchlein von 
Dr. Bernſtein (Arztliche Ratſchläge für Männer) verteilt. Auch die Seeberufsgenofjen- 
ſchaft hat, wie der Direktor der Genoſſenſchaft angab, ein Merkblatt zuſammenſtellen 
laſſen, das den Reedereien zur Verteilung an die Beſatzungen der Schiffe koſtenlos ab⸗ 
gegeben wird (vgl. Verhandlungsprotokoll S. 195). Bemerkenswert war, daß die beiden 
genannten Verhandlungsredner das meinem Berichte vom 6. März d. J. ſeinerzeit bei⸗ 
gefügte, von der Deutſchen Geſellſchaft zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten heraus⸗ 
gegebene und zum Gebrauch in Seemannskreiſen beſtimmte Büchlein „Kurze Freud, langes 
Leid“ als für den gedachten Zweck ungeeignet ablehnten (vgl. Protokoll S. 192 und 195). 
Wie ich erfahren habe, läßt auch der Norddeutſche Lloyd in Bremen ſeit einigen Jahren 
ein Merkbüchlein gegen die Geſchlechtskrankheiten in den Mannſchaftsräumen ſeiner Schiffe 
auslegen. Auch hat dieſe Geſellſchaft angeblich ſeit kurzem regelmäßige Unterſuchungen 
ihrer Mannſchaft namentlich auf den Reichspoſtdampfern und den Mittelmeerdampfern 
eingeführt. 

Wie mir von dem Hafenarzt in Hamburg Dr. Sannemann gelegentlich einer perſön⸗ 
lichen Unterredung mitgeteilt und wie mir auch von anderer Seite beſtätigt wurde, ſtoßen 
leider alle dieſe Beſtrebungen vielfach auf mangelhaftes Verſtändnis oder ſogar offene Ab⸗ 
neigung bei den Schiffsführern. Wie ich ſelbſt jedoch bereits im Laufe der Verhandlungen 
des in Rede ſtehenden Vereinstags betont habe, iſt gerade die Mitwirkung der Kapitäne 
und Schiffsoffiziere unerläßlich in dieſer ſo wichtigen und bedeutungsvollen Angelegenheit 
(vgl. Protokoll S. 199). Insbeſondere muß den Schiffsärzten ſeitens der Kapitäne und 
Schiffsoffiziere jegliche Unterſtützung bei ihren Bemühungen, die Mannſchaft vor der An⸗ 
ſteckungsgefahr zu warnen, zuteil werden. An Bord derjenigen Schiffe, die keinen Arzt mit⸗ 
führen, ſind der Kapitän und die Schiffsoffiziere ſelbſt die berufenen Perſönlichkeiten, um 
der Mannſchaft die Gefahren der geſchlechtlichen Anſteckung in den ausländiſchen Häfen 
eindringlich vor Augen zu führen. Insbeſondere ſind ſolche Warnungen angebracht un⸗ 
mittelbar vor dem Anlaufen derjenigen Häfen, die berüchtigt dafür ſind, daß in ihnen die 
an Land beurlaubte Schiffsmannſchaft regelmäßig mit ſchweren nachfolgenden Erkrankungen 
ſyphilitiſch angeſteckt zu werden pflegt. 

Es dürfte ſich empfehlen, die Aufmerkſamkeit der Reederkreiſe darauf zu lenken, daß 
die Kapitäne gemeſſene Weiſung erhalten, den an Bord befindlichen Schiffsärzten in jeg⸗ 
licher Weiſe dazu behilflich zu ſein und Gelegenheit zu bieten, daß ſie aufklärend und 
warnend auf die Mannſchaft einwirken und dort, wo Schiffsärzte nicht an Bord ſind, 
dieſe Aufklärung und Belehrung namentlich vor dem Anlaufen fremder, als veneriſch durch- 
ſeucht anzuſehender Häfen in entſprechender Weiſe ſelbſt übernehmen oder durch einen 
geeigneten Offizier der Beſatzung ausführen laſſen unter gleichzeitiger Benutzung und 
Verbreitung von Merkblättern der nebenbezeichneten Art. Für die Beſchaffung des 
erforderlichen Vorrats von Merkblättern zur unentgeltlichen Abgabe an die Schiffs⸗ 
mannſchaft dürften die Schiffsreedereien, ſoweit ſie die Merkblätter nicht koſtenfrei von 
der Seeberufsgenoſſenſchaft beziehen, wohl mit Rückſicht auf ihr dringendes Intereſſe 
5 der Erhaltung der Geſundheit und Arbeitskraft ihrer Schiffsmannſchaften gerne Sorge 
ragen. 

Eurer Exzellenz ſtelle ich ehrerbietigſt anheim, bei den Regierungen der Bundesſtaaten 
eine Einwirkung auf die Reederkreiſe in dem Sinne anzuregen, daß ſie die Schiffskapitäne 
und Schiffsoffiziere anweiſen, den Schiffsärzten behufs Belehrung der Mannſchaften auf 
dem in Rede ſtehenden Gebiete jegliche Unterſtützung angedeihen zu laſſen und, ſofern Schiffs⸗ 
ärzte nicht an Bord ſind, dieſe Belehrung ſelbſt vorzunehmen. 


(unterſchrift.) 


An den Herrn Staatsſekretär des Innern. 
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3. Sonftige Angelegenheiten. 
Betr. Legitimationskarten für ausländiſche Arbeiter. 


Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. November 1909. 

Anbei überſende ich den amtlichen Handelsvertretungen Abdruck eines Erlaſſes des 
Herrn Miniſters des Innern an die Herren Regierungspräſidenten vom 6. Oktober d. Is. 
(It 1745), betreffend die Belehrung der ausländiſchen Arbeiter über die Inlandslegi⸗ 
timierung, zur Kenntnisnahme und Verſtändigung der in Betracht kommenden Arbeit⸗ 
geber. Der darin angezogene Erlaß vom 4. Dezember 1908 (Ib 4919) iſt nebſt Anlagen 
hierunter abgedruckt. 


In Vertretung. 
Ib 10 592. I 8835. Schreiber. 


An die amtlichen Handelsvertretungen. 


Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 6. Oktober 1909. 

Nachdem die durch den Erlaß vom 4. Dezember v. Is. (IIb 4919) Nr. 4, letzter 
Abſatz angeordnete Belehrung der ausländiſchen Arbeiter über die Inlandslegitimierung 
vielfach dadurch verhindert worden ift, daß der genannte Erlaß erſt nach dem Wegzuge der 
Arbeiter in die Hände der Ortspolizeibehörden gelangt iſt, ſehe ich mich veranlaßt, die 
Anordnung in dieſem Jahre zu wiederholen. 

Die Ortspolizeibehörden des Arbeitsorts ſowie die Grenzpolizeibehörden haben hier⸗ 
nach die in das Ausland zurückkehrenden Arbeiter auf die wichtigſten Vorſchriften der 
Inlandslegitimierung ausdrücklich aufmerkſam zu machen und ſie aufzufordern, ſich künftighin 
ſchon bei Überſchreiten der Grenze in den Grenzämtern der Deutſchen Feldarbeiter⸗Zentral⸗ 
ſtelle legitimieren zu laſſen. Dabei ſind die über die Oſtgrenze zurückkehrenden Arbeiter 
insbeſondere darauf hinzuweiſen, daß ſie nach dem 1. Mai nächſten Jahres in landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben an der Arbeitsſtelle überhaupt nicht mehr legitimiert werden, in jedem 
Falle der Legitimation an der Arbeitsſtelle aber im übrigen 5 M ftatt 2 % an Gebühren 
zu zahlen haben würden. Sie würden alſo die Legitimationskarten an den Grenzämtern 
nicht nur billiger erhalten wie im Inlande, ſondern durch die Legitimierung an der Grenze 
auch der Gefahr entgehen, wegen verſpäteter Stellung des Antrags auf Legitimierung im 
Inlande zur Beſchäftigung in der Landwirtſchaft überhaupt nicht mehr zugelaſſen und 
gebotenen Falles ausgewieſen zu werden. 

Ferner iſt den Arbeitgebern nahe zu legen, im gleichen Sinne auf die bei ihnen 
beſchäftigten ausländiſchen Arbeiter einzuwirken. Zu dieſem Zwecke iſt ihnen klar zu machen, 
wie es in ihrem eigenſten Intereſſe liege, nur an der Grenze legitimierte Arbeiter einzu⸗ 
ſtellen, da nur dieſe Arbeiter die Gewähr böten, daß ſie polizeilich einwandfrei ſeien, daß 
alſo nicht ihre Abſchiebung wegen Kontraktbruchs, wegen ſtrafbarer Handlungen oder aus 
einem der ſchon erwähnten Gründe und damit eine vorzeitige Beendigung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes zu beſorgen ſei. Zudem würden fie bei den über die Oſtgrenze ins Land 
kommenden Arbeitern durch deren ſofortige Legitimierung an der Grenze die höheren Koſten 
der Legitimierung an der Arbeitsſtelle ſparen, die gerade wegen ihrer Höhe, weil die Ar⸗ 
beiter meiſt mittellos ſind, beſonders häufig von den Arbeitgebern getragen werden müſſen. 

Übrigens wird auch die Deutſche Feldarbeiter⸗Zentralſtelle in Unterſtützung der obigen 
Maßregeln unter den ausländiſchen Arbeitern in deren Heimatſprache abgefaßte Merkzettel 
über die Grenzlegitimierung verbreiten laſſen und zu dieſem Zwecke den Landräten der 
Kreiſe, in denen eine größere Zahl ausländiſcher Arbeiter beſchäftigt iſt, eine ausreichende 
Menge ſolcher Zettel zur Verfügung ſtellen. 

Sie wollen den Landräten hiervon mit der Anweiſung Kenntnis geben, ſich gegebenen⸗ 
falls die Weiterverbreitung der Zettel an die Arbeiter angelegen ſein zu laſſen. 


Im Auftrage. 
IIf 1745. gez. von Kitzing. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


8 Anlage 1 


Aurlage U 


ame 


ge N. 


502 


Anlage II. 
Der Miniſter des Innern. 
Berlin, den 4. Dezember 1908. 

In Erläuterung und weiterer Ausgeſtaltung der bezüglich der Inlandslegitimation 
ausländiſcher Arbeiter erlaſſenen Vorſchriften wird folgendes beſtimmt: 

1. Dem Legitimationszwang unterliegen ohne Rückſicht auf ihre Nationalität alle in 
dem Runderlaß vom 21. Dezember 1907) gedachten, und zwar auch die dauernd im 
Inlande befindlichen ausländiſchen Arbeiter, mit Ausnahme 

a) derjenigen ausländiſchen Polen, denen eine beſondere ſchriftliche Auf⸗ 
enthaltsgenehmigung ohne beſtimmte Friſt „bis auf weiteres“ erteilt iſt, 

b) derjenigen Arbeiter, die im Auslande wohnen und täglich über die Grenze 
zu ihrer Arbeitsſtätte kommen. > 

2. Die Ausſtellung der Legitimationskarten ſoll wie bisher grundſätzlich nur auf 
Grund gültiger Heimatpapiere erfolgen. Soweit die Arbeiter ſolche Heimatpapiere nicht 
beſitzen, kann die Legitimierung ausnahmsweiſe, und ſofern nicht im Einzelfalle wegen einer 
etwaigen Wiederabſchiebung beſondere Bedenken vorliegen, auf Grund von Perſonalzetteln 
geſchehen, die von den Beamten der Feldarbeiter⸗Zentralſtelle oder bei der Legitimierung 
an der Arbeitsſtätte durch die Ortspolizeibehörden nach anliegendem Muſter ſorgfältig 
aufzuſtellen ſind. 

Bei der Aushändigung der Legitimationskarten iſt den Arbeitern in ſolchen Fällen 
zu eröffnen, daß ſie im nächſten Jahre ihre Zurückweiſung zu gewärtigen haben, falls ſie 
ſich nicht im Beſitze von ordnungsmäßigen Heimatpapieren befinden. 

3. Bei Handhabung der Beſtimmung, daß den Arbeitern die Heimatpapiere nach er⸗ 
folgter Legitimierung zurückzugeben find, find vertragliche Abmachungen zu berückſichtigen, 
nach denen die Leute ſich zur Abgabe ihrer Papiere an die Feldarbeiter⸗Zentralſtelle oder 
deren Grenzämter oder die Arbeitgeber verpflichtet haben. 

4. Vom 1. Februar n. Is. ab wird unter Aufhebung der Nr. 2 des Erlaſſes vom 
25. Juni d. J. (IIb 2491) die Beſtimmung der Nr. 5 des Erlaſſes vom 21. Dezember v. Is. 
(IIb 5675) in Kraft geſetzt, wonach die Legitimierung an der Arbeitsſtätte nur gegen Ent- 
richtung einer Abfertigungsgebühr von 5 / erfolgen ſoll. Dieſe Vorſchrift wird ferner 
dahin verſchärft, daß bei landwirtſchaftlichen Arbeitern eine Legitimierung an der Arbeits⸗ 
ſtätte nach dem 1. Mai jeden Jahres überhaupt nicht mehr zuläſſig iſt. 

Bei der Vorbereitung der Anträge auf Legitimierung an der Arbeitsſtätte haben die 
Ortspolizeibehörden mit möglichſter Vorſicht zu verfahren und genau zu prüfen, ob es ſich 
nicht etwa um vertragsbrüchige Arbeiter handelt. 

Die Ausnahme der Nr. 4 des Erlaſſes vom 21. Dezember v. Is. bleibt in dem bis⸗ 
herigen Umfange beſtehen. Als Grenzkreis im Sinne dieſer Vorſchrift gilt auch der Re⸗ 
gierungsbezirk Sigmaringen. Die Legitimierung der dort beſchäftigten Arbeiter geſchieht 
durch die Abfertigungsſtelle der Feldarbeiter⸗Zentralſtelle in Berlin. 

Desgleichen haben die zum oberſchleſiſchen Induſtriebezirke gehörigen Kreiſe als Grenz⸗ 
kreiſe im Sinne der Nr. 4 a. a. O. zu gelten. 

Um die Durchführung der vorſtehenden Vorſchriften nach Möglichkeit zu ſichern und 
zu erleichtern, haben die Ortspolizeibehörden des Arbeitsorts ſowie die Grenzbehörden die 
in dieſem Jahre in ihre Heimat zurückkehrenden Arbeiter auf die neuen Beſtimmungen aus⸗ 
drücklich aufmerkſam zu machen und ſie aufzufordern, ſich im nächſten Jahre in den an der 
Grenze beſtehenden Grenzämtern der Feldarbeiter⸗Zentralſtelle legitimieren zu laſſen. Ferner 
iſt den Arbeitgebern nahe zu legen, im gleichen Sinne belehrend auf ihre Arbeiter einzuwirken. 

5. Die mit der Beglaubigung der Legitimationskarten betrauten Polizeibehörden 
haben den Grenzämtern zum Zwecke der Erleichterung und Beſchleunigung des Legitimations⸗ 
geſchäfts nach Möglichkeit entgegenzukommen. Insbeſondere haben ſie ſich bei den für die 
Legitimierung feſtzuſetzenden Dienſtſtunden grundſätzlich nach dem Bedürfniſſe der Grenz⸗ 
ämter zu richten. 

6. Bezüglich der ärztlichen Kontrolle der Arbeiter an den Grenzämtern verbleibt es 
bei den beſtehenden Beſtimmungen. Eine Impfung der Arbeiter ſoll an den Grenzämtern 
grundſätzlich nicht erfolgen. Will die Feldarbeiter⸗Zentralſtelle die Impfung der von ihr 
vermittelten Arbeiter vornehmen, jo iſt dies nur zuläſſig, wenn ein ausreichendes, Lokal 
und geeignete Arzte zur Verfügung ſtehen, das Impfgeſchäft unter Aufficht des zuſtändigen 
Kreisarztes ordnungsmäßig verläuft und die Nachſchau des Geimpften ſichergeſtellt ift. 


Vl. 1908, S. 33. 
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7. Bei der Einreichung des Antrags auf Legitimierung an der Arbeitsſtätte an die 
Grenzämter und Abfertigungsſtellen der Feldarbeiter⸗Zentralſtelle haben die Ortspolizei⸗ 
behörden ſich des von dieſer aufgeſtellten, in einem Exemplar hier beigefügten Formulars“) 
zu bedienen, das von den genannten Stellen jederzeit in der erforderlichen Anzahl ein⸗ 
gefordert werden kann. Dem Antrage ſind ſämtliche im Beſitze des Arbeiters befindlichen 
Heimatpapiere beizufügen. Bares Geld darf den Anträgen nicht angeſchloſſen werden, 
vielmehr ſind die Gebühren mittels der den Polizeibehörden von der Feldarbeiter⸗Zentral⸗ 
ſtelle zugehenden Poſtanweiſungen nach der auf dieſen bezeichneten Adreſſe einzuſenden. 

8. Die Ortspolizeibehörden haben der Feldarbeiter⸗Zentralſtelle in Berlin von allen 
gemäß Nr. 8 des Erlaſſes vom 21. Dezember v. Is. in den Legitimationskarten vor⸗ 
genommenen Eintragungen über Löſung des bisherigen oder Eingehung eines neuen Arbeits⸗ 
verhältniſſes durch Überſendung von monatlichen Liſten nach anliegendem Mufter*) Mit⸗ 
teilung zu machen. 

9. Unter Bezugnahme auf Satz 2 der Nr. 9 des Erlaſſes vom 21. Dezember v. Is. 
wird beſonders darauf aufmerkſam gemacht, daß die Feldarbeiter⸗Zentralſtelle bereit iſt, 
auf Erfordern der Landräte ſprachkundige Beamte zur Mitwirkung bei der Entſcheidung 
von Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern jederzeit koſtenlos zur Verfügung 
zu ſtellen. Ich ſetze voraus, daß die Landräte ſich der ihnen durch obige Beſtimmung auf⸗ 
erlegten Verpflichtung zur Prüfung und vorläufigen Entſcheidung von Streitfällen auch künftig 
ſorgfältig und mit dem durch die Sache gebotenen perſönlichen Intereſſe unterziehen werden. 

10. Die Kontrolle der kontraktbrüchigen Arbeiter erfolgt künftighin lediglich auf 
Grund der im Zentralpolizeiblatte zur Veröffentlichung gelangenden Liſten von Perſonen, 
nach denen Nachforſchungen anzuſtellen find (unter B) und die aus dem preußischen Staats⸗ 
gebiet ausgewieſen ſind (unter B). Zu dieſem Zwecke haben die Ortspolizeibehörden Namen 
und Herkunft der vertragsbrüchig gewordenen Arbeiter ihres Bezirkes unter Angabe der 
Nummer der Legitimationskarte und des Amtes, wo dieſelbe ausgeſtellt iſt, in jedem Falle 
ungeſäumt an die „Redaktion des Königlich Preußiſchen Zentralpolizeiblatts in Berlin“ 
mitzuteilen. Eine weitere Mitteilung der Kontraktbruchfälle, insbeſondere an die Feld⸗ 
arbeiter⸗Zentralſtelle, findet nicht mehr ſtatt. 

Den Arbeitgebern iſt von dieſem Verfahren mit der Aufforderung Kenntnis zu geben, 
alle Kontraktbruchfälle ihrerſeits bei den Ortspolizeibehörden anzuzeigen. 

11. Alle Legitimationskarten haben Gültigkeit nur für das Kalenderjahr, in dem ſie 
ausgeſtellt ſind. Die Ausſtellung einer neuen Karte für die dem Rückkehrzwange nicht 
unterliegenden im Inlande verbliebenen Arbeiter erfolgt nach Maßgabe der Vorſchriften 
über die Legitimierung an der Arbeitsſtätte. Eine Gebühr wird in dieſen Fällen nicht erhoben. 

12. Die Legitimationskartenformulare werden vom Jahre 1909 ab, wie folgt, ab- 


eändert: 
; a) Die erſte Seite erhält die Überſchrift: „Gültig für das Jahr 1909“. Der 
Adler wird in die linke Ecke gerückt. 
b) Bei den roten Karten wird der Vermerk „gültig bis zum 20. Dezember 
dieſes Jahres“ fortgelaſſen; eine ſachliche Anderung in der Feſtſetzung der 
Karenzzeit tritt indeſſen nicht ein. 
c) Sämtliche für landwirtſchaftliche Arbeiter beſtimmte Karten werden durch 
einen farbigen Längsſtrich beſonders gekennzeichnet. 
d) 255 5 Nummer der Karte wird ſchon bei ihrer Herſtellung vor— 
gedruckt. 
e) Zu der Angabe „Kreis, Provinz“ tritt der Zuſatz „Staat“ hinzu. 
f) Die Zeile „Dauer der Arbeitszeit“ fällt fort. 
g) Die Angabe der Religion und Nationalität wird in den roten und gelben 
Karten vorgedruckt. 
h) Zwecks Beſcheinigung des Wechſels des Arbeitgebers werden entſprechende 
Vordrucke aufgenommen. 
i) In die für Induſtriearbeiter beſtimmten Karten wird für Uniſchreibungen 
noch ein Blatt eingefügt. 
13. Das Grenzamt in Inſterburg wird aufgehoben. 


IIb. 4919. gez. von Moltke. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


*) Formular und Muſter werden hier nicht abgedruckt. 
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Perſonalbeſchreibung. 


(Die zutreffenden Angaben find zu unterſtreichen.) 


1. Familiennamen: 
(bei Frauen auch der Geburtsname.) 
2. Vornamen: an. ER 8 
(Rufname unterſtreichen.) 
3. Geboren am Ku 18 zu 
Bezirk — Kreis 
4. Alter g Jahre. 
5. Geſchlecht: männlich, weiblich. 
6. Religion: evangeliſch, römiſch⸗katholiſch, griechiſch⸗katholiſch, moſaiſch. 
7. Staatsangehörigkeit: Oſterreich, Ungarn, Rußland. 
8. Nationalität 
9. Familienſtand: ledig, verheiratet, verwitwet. 
10. Statur: groß, mittel, klein. 
11. Geſicht: rund, oval, länglich. 
12. Augen: blau, grau, braun, ſchwarz. 
13. Haare: hell, dunkel. 
14. Beſondere Kennzeichen: 
(Warzen, Narben, Leberflecke, Muttermale, X oder O. Beine, Verkrüppelungen uſw., 
ins Auge fallende Eigenheiten.) 
1 Alcheilgebet mr eu, ne GE... 
ee eee En 
17. Dauer der Arbeitszeit: Er Bi... N 
Die Richtigkeit obiger Perſonalbeſchreibung und die Erlaubnis zur Beſchäftigung 
des Arbeiters in dem bezeichneten Betriebe beſcheinigt 
(Stempel) „ eee 
Nr. der Legitimationskarte 
Tag der Ausſtellung 


Betr. Markeuſchutz in Korea. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 24. November 1909. 

Mit der Königlich Großbritanniſchen Regierung iſt über den gegenſeitigen Markenſchutz 
in Korea ein Abkommen nach dem Muſter der früheren Markenſchutzübereinkommen für 
China getroffen worden. 

Demgemäß ſind die deutſchen Richterkonſuln in Korea dahin verſtändigt worden, daß 
gegen diejenigen ihrer Gerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen einzuſchreiten iſt, welche ein 
in Deutſchland zugunſten von britiſchen Staatsangehörigen und britiſchen Schutzgenoſſen 
ordnungsmäßig eingetragenes Warenzeichen unbefugt verwerten. Die Großbritanniſche 
Regierung hat ihre Richterkonſuln in Korea mit entſprechender Weiſung für den Fall ver⸗ 
ſehen, daß die für Reichsangehörige und deutſche Schutzgenoſſen in Großbritannien ein⸗ 
getragenen Warenzeichen in Korea von einer der britiſchen Konſulargerichtsbarkeit unter⸗ 
worfenen Perſon unbefugt verwertet werden. 

Ich ſtelle anheim, die beteiligten heimiſchen Kreiſe hierauf aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 
IIb 11457. von der Hagen. 
An die Handelsvertretungen. 
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Betr. Verkehr mit Sprengſtoffen. 
Berlin, den 18. November 1909. 

Siegenit gehört zu den handhabungsſicheren Ammoniakſalpeterſprengſtoffen (Anlage C 
zur Eiſenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 RGBl. S. 151). Die Zuſammen⸗ 
lagerung dieſer Sprengſtoffe mit Dynamit und ähnlichen nitroglyzerinhaltigen Sprengſtoffen 
oder mit Schwarzpulver kann von der genehmigenden Behörde auf Antrag geſtattet werden, 
wenn den für Dynamit oder den für Schwarzpulver zu ſtellenden beſonderen Bedingungen 
bezüglich Bauſtoff und Einrichtung der Lager ſowie deren Benutzung entſprochen wird. 
(Vergl. auch unſern gemeinſamen Erlaß vom 22. September 1902 HM Bl. S. 351.) 

Wo in demſelben Lager verſchiedene Sprengſtoffe gelagert werden, iſt von der ge⸗ 
nehmigenden Behörde vorzuſchreiben, daß die Behälter mit gleichen Sprengſtoffen in 
Stapeln zuſammengeſetzt werden, die von denjenigen, welche andere Sprengſtoffe enthalten, 
durch Zwiſchengänge getrennt ſind. 


Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. Im Auftrage. 
Holtz. Dr. Neuhaus. 


IIb. 9900 1. 8247 M. f. H. IIa. 2478 M. d. J. 


An das Königliche Oberbergamt zu Halle (Saale) und zur gleichmäßigen Beachtung an 
die übrigen Königlichen Oberbergämter ſowie an die Herren Regierungspräſidenten und 
den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Gebühren für Prüfung der Bierdruckvorrichtungen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. November 1909. 

Die Gebühren für die Prüfungen der Kohlenſäurezwiſchenbehälter auf Grund der 
Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Bierdruckvorrichtungen,“) 
ſind zur Vereinfachung der Kaſſengeſchäfte wie die Gebühren für die nicht durch Gewerbe— 
aufſichtsbeamte ausgeführten Prüfungen überwachungsbedürftiger Anlagen (vergl. Erlaß 
vom 10. April 1908 im HM Bl. S. 179) mittels Vordrucks nach Muſter 6 oder 7 zur Ein⸗ 
ziehung und Zahlung anzuweiſen. Die Anweiſungen ſind unmittelbar an die Kreiskaſſen 
zu nich. einer Buchung der angewieſenen Beträge bei der Regierungshauptkaſſe bedarf 
es nicht. 

Im Auftrage. 
IIa 5233. von der Hagen. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in Cöln und nachrichtlich an die übrigen Herren 
Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Wandergewerbe und Märkte. 
Betr. Preisfeſtſtellung für Viehhöfe. 

Auf Grund des Geſetzes, betreffend die Preisfeſtſtellung beim Markthandel mit 
Schlachtvieh, vom 8. Februar 1909 (RGBl. S. 269) iſt von dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe durch Erlaß vom 3. September d. Is. für den ſtädtiſchen Viehhof in Bromberg 
eine weitere Preisfeſtſtellungsordnung erlaſſen (vgl. Preisfeſtſtellung für den ſtädtiſchen 
Viehhof in Berlin vom 22. Juni 1909 — HMBl. S. 357 — und für den ſtädtiſchen 
Schlacht⸗ und Viehhof zu Cöln vom 29. Juli 1909 — HMBl. S. 394 —). 


) HM Bl. 1909 S. 85. 
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3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Betr. Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. November 1909. 


Anläßlich des Inkrafttretens des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gewerbe⸗ 
ordnung, vom 28. Dezember 1908 (RGBl. S. 667) werden die Ziffern 3, 218 (mit Über⸗ 
ſchrift), 220, die Abſchnitte K und L und die Ziffer 274 der Ausführungsanweiſung zur 


u. Gewerbeordnung vom 1. Januar k. J. ab durch die anliegenden Beſtimmungen erſetzt. 


Ich erſuche Sie, dieſe Anderungen im Amtsblatte zu veröffentlichen und die zur 
Mitwirkung bei Handhabung des Arbeiterſchutzes berufenen Behörden darauf aufmerkſam 
zu machen. 

Zugleich erſuche ich Sie, dieſe Behörden und die beteiligten gewerblichen Kreiſe alg- 
bald in geeigneter Weiſe, tunlichſt auch mit Hilfe der Tageszeitungen, auf die am 1. Januar 
in Kraft tretenden neuen Beſtimmungen über die Beſchäftigung von jugendlichen Ar- 
beitern und von Arbeiterinnen ausdrücklich hinzuweiſen. Als ſolche kommen haupt⸗ 
ſächlich in Betracht: 

1. Das Anwendungsgebiet der Vorſchriften in SS 135 bis 139 der Gewerbe— 
ordnung erfährt inſofern eine Anderung, als für ſeine Abgrenzung künftig nicht mehr der 
Begriff der Fabrik, ſondern die Zahl der in dem Betrieb in der Regel beſchäftigten Ar⸗ 
beiter maßgebend iſt. Die bezeichneten Vorſchriften gelten vom 1. Januar 1910 ab für 
alle Betriebe mit mindeſtens 10 Arbeitern, auch wenn dieſe Betriebe bisher nicht als 
Fabriken anzuſehen waren. Diejenigen gewerblichen Betriebe, für welche die §88 135 bis 
139 a nicht gelten, auch wenn fie zehn oder mehr Arbeiter beſchäftigen, find in § 154 
Abſ. 1 erſchöpfend aufgeführt. 

Unter die $$ 135 bis 139 a fallen, wenn fie mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigen, 
auch alle Motorwerkſtätten einſchließlich der Getreidemühlen und alle Konfektionswerkſtätten. 
Die §§ 135 bis 139 a finden unter dieſer Vorausſetzung ferner in vollem Umfang Anı- 
wendung auf Konditoreien und Bäckereien, die in regelmäßigen Tag- und Nachtſchichten 
arbeiten, und auf ſolche Konditoreien, die nicht auch Backwaren herſtellen; ſie finden in 
den übrigen Bäckereien und Konditoreien mit mindeſtens zehn Arbeitern nur Anwendung 
auf Arbeiterinnen und auf diejenigen männlichen jugendlichen Arbeiter, die nicht unmittelbar 
bei der Herſtellung von Waren beſchäftigt find ($ 154 Abſ. 1 Nr. 5). 

Ohne Rückſicht auf die Zahl der beſchäftigten Arbeiter unterſtehen den §8§ 135 bis 
139 Hüttenwerke, Zimmerplätze, andere Bauhöfe, Werften, Werkſtätten der Tabakinduſtrie, 
Bergwerke, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch betriebene Brüche und Gruben 
(§ 154 Abſ. 2, § 154 a); die Vorſchriften gelten ferner für Ziegeleien und über Tage be- 
triebene Brüche und Gruben dann, wenn ſie in der Regel mindeſtens fünf Arbeiter 
beſchäftigen ($ 154 Abi. 2). 

2. Nach den neuen Vorſchriften in § 136 Abſ. 3 und § 137 Abf. 4 iſt den jugend⸗ 
lichen Arbeitern und den Arbeiterinnen nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine 
ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 11 Stunden zu gewähren. 

3. Die zuläſſige Arbeitsdauer iſt für Arbeiterinnen auf zehn Stunden, an den 
Vorabenden der Sonn- und Feſttage auf acht Stunden beſchränkt ($ 137 Abi. 2). 

7 Die Nachtruhe für jugendliche Arbeiter und für Arbeiterinnen hat eine Er— 
weiterung erfahren; die Beſchäftigung darf nicht mehr über 8 (bisher 8½) Uhr abends 
hinaus dauern und nicht vor 6 (bisher 51/5) Uhr morgens beginnen. Am Sonnabend 
ſowie an den Vorabenden der Sonn- und Feſttage muß die Beſchäftigung der Arbeiterinnen 
um 5 Uhr nachmittags enden (§ 136 Abſ. 1 Satz I e . 

5. Die Vorſchriften über die Pauſen find in der Hauptſache unverändert geblieben; 
die Vorſchrift in § 137 Abſ. 5, daß Arbeiterinnen, welche ein Hausweſen zu beſorgen 
haben, auf ihren Antrag eine halbe Stunde vor der Mittagspauſe zu entlaſſen ſind, iſt 
jedoch auch auf Arbeiterinnen unter 16 Jahren ausgedehnt worden. 

6. Die Vorſchriften über den Wöchnerinnenſchutz ſind dahin erweitert worden, 
daß Arbeiterinnen vor und nach der Niederkunft im ganzen während acht Wochen nicht 
beſchäftigt und nach der Niederkunft erſt wieder eingeſtellt werden dürfen, wenn nach ihr 
nachweislich 6 Wochen verfloſſen ſind (§ 137 Abſ. 6). 
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7. Die neue Vorſchrift in § 137a verbietet eine Übertragung von Arbeit zur Ber- 
richtung außerhalb des Betriebs für Sonn- und Feſttage und für die Tage, an denen 
die jugendlichen Arbeiter und die Arbeiterinnen die geſetzlich zuläſſige Arbeitszeit hindurch 
im Betriebe beſchäftigt waren. Für Werktage, an denen fie im Betriebe kürzere Zeit be⸗ 
ſchäftigt waren, iſt eine Übertragung von Arbeit zur Verrichtung außerhalb des Betriebs 
nur in dem Umfange zuläſſig, in dem Durchſchnittsarbeiter ihrer Art die Arbeit vor⸗ 
ausſichtlich in dem Betriebe während des Reſtes der geſetzlich zuläfligen Arbeitszeit würden 
herſtellen können. 


8. Die zuläſſige Uberarbeit erwachſener Arbeiterinnen bei außergewöhnlicher 
Häufung der Arbeit (§ 138 a Abſ. 1 bis 4) hat eine dreifache Beſchränkung erfahren: 


a) ſie darf 12 Stunden täglich nicht überſchreiten und muß eine ununter⸗ 
brochene Ruhezeit von zehn Stunden frei laſſen; 
b) ſie darf nicht über 9 Uhr abends hinaus dauern; 


c) während Überarbeit, ohne daß ein Ausgleich durch eine entſprechend 
kürzere Beſchäftigung der Arbeiterinnen in der übrigen Zeit des Jahres 
einzutreten braucht, wie bisher bis zu 40 Tagen im Jahre erlaubt werden 
kann, iſt die Befugnis der höheren Verwaltungsbehörde, an mehr als 
40 Tagen Überarbeit dann zuzulaſſen, wenn durch Einreichung eines 
Betriebsplans ein ſolcher Ausgleich vorgeſehen wird, jetzt dahin beſchränkt, 
daß in dieſem Falle Überarbeit höchſtens an 50 Tagen im Jahre zu⸗ 
läſſig iſt. 

9. Die Bewilligung von Überarbeit zu den in § 105 Abſ. 1 Ziffer 3, 4 be 
zeichneten Arbeiten an den Vorabenden von Sonn- und Feſttagen iſt inſofern 
beſchränkt worden, als die Überarbeit nicht über 8 Uhr abends ausgedehnt werden 
darf, und als die am Tage vor einem Sonn- oder Feſttage nach 5 Uhr nachmittags be⸗ 
ſchäftigten Arbeiterinnen am folgenden Sonn- oder Feſttag arbeitsfrei bleiben müſſen 
($ 138a Abſ. 5). 

10. In Ziffer 240 Abi. 1a der Ausführungsanweiſung it entſprechend den §§ 137, 
138 a des Geſetzes bei Naturereigniſſen oder Unglücksfällen die höchſtens zu ge⸗ 
ſtattende Arbeitsdauer für erwachſene Arbeiterinnen auf 12 Stunden beſchränkt worden. 


11. Bevor die höhere Verwaltungsbehörde mit Rückſicht auf die Natur des Betriebs 
oder die Arbeiter Abweichungen von den geſetzlichen Vorſchriften über die Pauſen geſtatten 
kann (durch die jedoch die ununterbrochene Ruhezeit der jugendlichen Arbeiter und der 
Arbeiterinnen nicht eingeſchränkt werden darf), muß ſtets dem ſtändigen Arbeiterausſchuß 
oder, wo ein ſolcher nicht beſteht, den Arbeitern Gelegenheit gegeben worden ſein, ſich über 
die in Ausſicht genommene Abweichung gutachtlich zu äußern. 

12. Bei der Genehmigung von Überarbeit in den Fällen von § 138 a Abſ. 1, 5 und 
§ 139 Abſ. 1 Satz 2 (bei außergewöhnlicher Häufung der Arbeit, bei Verlegung der 
geſetzlich am Sonntag erlaubten Arbeit auf den Sonnabend Nachmittag und bei einer 
Unterbrechung des regelmäßigen Betriebs durch Naturereigniſſe oder Unglücksfälle) iſt zur 
Vereinfachung des Geſchäftsganges die Wahrnehmung der Aufgaben der unteren Ver⸗ 
waltungsbehörde durch die neue Ziffer 3 der Ausführungsanweiſung den Gewerbe⸗ 
inſpektoren übertragen worden. Die bisher in der Ausführungsanweiſung aufgeſtellten 
Grundſätze für die Handhabung dieſer Genehmigungsbefugnis ſind in die neue Faſſung der 
Ausführungsauweiſung nicht übernommen worden. Denn ihre Faſſung hat zu manchen 
Mißverſtändniſſen Anlaß gegeben, und nach den bisherigen Erfahrungen erſcheint es auch 
nicht wohl möglich, den mannigfachen Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens durch eine 
allgemein gültige Formel gerecht zu werden, während zu erwarten iſt, daß auch ohne eine 
ſolche die Gewerbeaufſichtsbeamten auf Grund ihrer beſonderen Vorbildung und ihrer 
geſamten dienſtlichen Tätigkeit den billigen Ausgleich zwiſchen den berechtigten Intereſſen 
der Arbeitgeber und Arbeiter finden werden. 


III 9877. Sydow. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Arbeiterverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, 
vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Begräbniskaſſe der Fabrik- und Handarbeiter zu Wriezen (E. H.), 

2. Landwirtſchaftliche Kranken⸗Unterſtützungskaſſe für Groß Ottersleben und 
Benneckenbeck (E. H.), 

3. Kaufmänniſche Krankenkaſſe „Merkur“ (E. H.) in Breslau, 

4. Kranken⸗Unterſtützungskaſſe Bornheim (E. H.) in Frankfurt a. M., 

5. St. Joſephs⸗Krankenkaſſe für den katholiſchen Geſellenverein in Osnabrück (E. H.). 


Berlin, den 25. November 1909. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
III 9343 IL Ang. Neumann. 


v. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 


Im Jahre 1910 werden beginnen die Prüfungen 
a) für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten: 

in Königsberg i. Pr. am 5. September, 

Hannover am 11. März und am 20. September, 

Stettin am 15. März und am 27. September, 

- Magdeburg am 11. März, 

- Erfurt am 15. März, 

- Halle a. S. am 26. September, 

- Kiel anı 7. März, 

Berlin 
im Lette⸗Hauſe am 3. März und am 15. September, 
⸗Vaterländiſchen Frauenverein am 10. März und am 8. September, 
„Heimathaus für Töchter höherer Stände am 17. März und am 1. Sep⸗ 

tember, 

Rheydt am 7. März, 

Düſſeldorf am 15. März, 

Eupen am 17. März, 

Cöln am 19. April, 

- PBofen am 11. März und am 5. September, 

b) für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde: 

in Königsberg i. Pr. am 16. März und am 2. September, 

Hannover am 11. Februar und am 13. September, 

- Stettin am 1. März und am 15. September, 

- Erfurt am 1. März und am 12. Auguſt, 

- Magdeburg am 9. März, 

- Halle a. S. am 28. September, 

- Altona am 19. März und am 26. September, 

- Berlin 
im Peſtalozzi⸗Fröbelhaus am 28. Februar und am 5. September, 
- Lette⸗Hauſe am 7. März und am 19. September, 
Vaterländiſchen Frauenverein am 14. März und am 12. September, 

Rheydt am 7. März, 

Eupen am 14. März, 

Elberfeld am 21. März, 

- Eöln am 5. April. 
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VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr. Übertritt aus einer Lohuklaſſe in eine andere bei Kraukenkaſſen. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senats, vom 30. September 1909. 

Die Verſicherungsanſtalt (Klägerin) hat die Näherin N. vom 5. Dezember 1907 ab 
gemäß $ 18 des Invalidenverſicherungsgeſetzes in einer Heilanſtalt verpflegt. Vorher hatte 
die N. vom 19. November bis 4. Dezember 1907 der beklagten Kaſſe als Mitglied angehört. 
Ihr Lohn war wöchentlich zunächſt auf 21 //, vom 26. November ab aber auf 19 M 
feſtgeſetzt. Angemeldet iſt ſie bei der Kaſſe erſt nach Löſung des Beſchäftigungsverhältniſſes 
am 13. Dezember. 

dach $ 12 des Kaſſenſtatuts gehörte die N. bei einem Wochenlohne von 21 % der 
erſten Klaſſe und bei einem ſolchen von 19 / der zweiten Klaſſe an. Das Krankengeld 
it den Mitgliedern der erſten Klaſſe in Höhe von 1.4 75 ½, denjenigen der zweiten 
Klaſſe in Höhe von 1 25 , vom dritten Tage nach der Erkrankung ab für jeden 
Arbeitstag einſchließlich der auf einen Werktag fallenden Feſttage zu gewähren. 

Die Klägerin hat Erſatz in Höhe des Krankengeldes der zweiten Klaſſe erhalten, ſie 
verlangt aber Erſatz in Höhe des Krankengeldes der erſten Klaſſe. Hierfür beruft ſie ſich 
auf § 10 des Kaſſenſtatuts, wonach Veränderungen im Arbeitslohn, die eine Verſetzung in 
eine andere Mitgliederklaſſe bedingen, binnen drei Tagen nach dem Schluß eines Kalender— 
vierteljahrs und für Perſonen, die noch nicht ein volles Vierteljahr beſchäftigt worden find, 
erſt am nächſtfolgenden Vierteljahrsſchluß anzumelden ſind, und auf § 12 des Statuts, 
wonach Verſetzungen in eine höhere oder niedrigere Klaſſe bei verändertem Arbeitsverdienſte 
nur von Kalendervierteljahr zu Kalendervierteljahr und für Perſonen, die noch nicht ein 
volles Vierteljahr in der Beſchäftigung ſtehen, erſt am Schluß des zweiten Vierteljahrs 
ſtattzufinden haben. 

Der Vorderrichter wies dem Antrage der Beklagten entſprechend die Klägerin ab. 
Ihre Reviſion iſt nicht begründet. 

Die Vorſchriften des Krankenverſicherungsgeſetzes ſind öffentlichrechtlicher Art. Zu 
ihrer Anderung oder Ergänzung ſind die Gemeinden und Kaſſen nur inſoweit ermächtigt, 
als es ihnen im Geſetz ausdrücklich zugeſtanden worden iſt oder nach der Bedeutung der 
einzelnen Vorſchrift ſich rechtfertigt. 

Der im § 49 begründeten Pflicht zur Anmeldung der Arbeiter und der Veränderung 
in dem Arbeits⸗ und Lohnverhältnis haben die Arbeitgeber binnen drei Tagen zur Ver— 
meidung der in § 50 geregelten Erſatzpflicht und der in § 81 angedrohten Strafe zu ge— 
nügen. Eine Erſtreckung dieſer Friſt iſt der Verwaltung der Gemeinde Krankenverſicherung 
durch Beſchluß und den Kaſſen durch Statut nur bis zum letzten Werktage der Kalender— 
woche geitattet, in welcher die dreitägige Friſt abläuft. 

Die Anmeldepflicht hat demnach in § 10 des Statuts der beklagten Kaſſe rechtlich 
wirkſam, wie geſchehen, nicht geregelt werden können. Ob ſie für die Arbeiter allgemein 
oder nur für die Akkordarbeiter gelten ſollte, iſt alſo nicht von Belang. 

In § 12 des Statuts findet ſich, worin der Klägerin beizutreten iſt, auch kein Anhalt 
dafür, daß die hier getroffene Anordnung über den Zeitpunkt, in welchem bei einer Ver⸗ 
änderung des Arbeitsverdienſtes die Verſetzung in die hierdurch bedingte höhere oder 
niedrigere Klaſſe ſtattfindet, nur für Akkordarbeiter maßgebend ſein ſoll. Sie hat aber 
überhaupt nicht und alſo auch nicht in der Beſchränkung auf Akkordarbeiter rechtsgültig 
dahin erlaſſen werden können, daß ſich bei einer Anderung im Arbeitsverdienſte die maß⸗ 
gebende Klaſſe und damit die Höhe des Beitrags und des Krankengeldes nicht mit dem 
Tage des Eintritts der Veränderung des Arbeitsverdienſtes beſtimmt, ſondern erſt zu dem 
hier angegebenen Zeitpunkte. 

Eine gleichartige Vorſchrift findet ſich in den Muſterſtatuten für Ortskrankenkaſſen 
(Zentralblatt für das Deutſche Reich 1884 S. 70, 1892 S. 523, 1903 S. 249). Hier iſt 
ſie offenbar nicht als Ordnungsvorſchrift aufgenommen, um anzudeuten, zu welcher Zeit 
die Kaſſenverwaltung die buchmäßige Überführung der Kaſſenmitglieder aus einer Klaſſe in 
die andere auszuführen hat. Die Zuläſſigkeit einer ſtatutariſchen Regelung des Zeitpunkts, 
in welchem ſich der Klaſſenwechſel wirkſam vollzieht, wird, weil ſie dem Krankenverſicherungs⸗ 
geſetze nicht widerſpreche, von dem Badiſchen Verwaltungsgerichtshof anerkannt. Verneint 
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wird ſie in den Bearbeitungen dieſes Geſetzes von Hahn 5. Auflage S. 146 und von 
Hoffmann S. 210. Dieſer letzteren Anſicht iſt beizutreten. 
5 Die Feſtſetzung des ortsüblichen Tagelohns gebührt der höheren Verwaltungsbehörde. 
Ebenſo die Feſtſetzung des durchſchnittlichen Tagelohns, gleichviel ob die Kaſſen von ihrer Befugnis 
zur Bildung von Klaſſen Gebrauch machen und nach welchen Grundſätzen ſie ſie beſchließen 
(vergl. Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Band 25 S. 361 ff.). Die Feſtſetzung 
hat — abgeſehen zunächſt von dem Falle, daß die Kaſſen die Bildung von Klaſſen be⸗ 
ſchließen — zweifellos die Bedeutung, daß mit dem Eintritte des Verſicherten in das den 
höheren Lohnſatz bedingende Alter (SS 8, 20) dieſer Lohnſatz für die Höhe des Beitrags 
und des Krankengeldes maßgebend wird. Es iſt aber nicht abzuſehen, welcher innere Grund 
dafür beſtimmend geweſen ſein könnte, die gleiche Wirkung der Feſtſetzung des durchſchnitt⸗ 
lichen Tagelohns dann, wenn die Kaſſen die Bildung von Klaſſen beſchließen, vorzuenthalten 
und den Kaſſen die Ermächtigung vorzubehalten, nach ihrem freien Ermeſſen darüber Be⸗ 
ſtimmung zu treffen, ob der Eintritt derjenigen Tatſache, die für die Zugehörigkeit der 
Kaſſenmitglieder zu einer Klaſſe mit höherem oder niedrigerem durchſchnittlichen Tagelohne 
maßgebend iſt, unmittelbar oder erſt nach Verlauf einer gewiſſen Zeit die Bemeſſung des 
Beitrags und des Krankengeldes nach dem für die Klaſſe in Betracht kommenden Tagelohne 
zur Folge haben ſoll. In dem Wortlaute des dritten Abſatzes des § 20 kommt jedenfalls 
nicht zum Ausdrucke, daß den Kaſſen eine ſolche Ermächtigung zwar dann hat zugeſtanden 
werden ſollen, wenn ſie die Bildung von Klaſſen nach der Höhe des Arbeitsverdienſtes, 
nicht aber auch dann, wenn ſie ſie nach dem Lebensalter der Verſicherten oder vorhandenen 
Grundſätzen beſchließen. Wie weit ihre Ermächtigung geht, läßt ſich nur darnach ent⸗ 
ſcheiden, welche Befugnis in der ihnen zuſtehenden Klaſſenbildung enthalten iſt. Es 
iſt aber nicht anzuerkennen, daß die Ermächtigung zur Klaſſenbildung über die Befugnis 
zur Feſtſtellung der Grundſätze hinausgeht, nach denen die einzelnen Klaſſen voneinander 
abzugrenzen ſind. Die Befugnis zur Beſtimmung des Zeitpunkts, mit welchem 
der Eintritt einer die Zugehörigkeit zu einer anderen Klaſſe bedingenden Tatſache den 
Übertritt der Verſicherten zu der betreffenden Klaſſe mit der Wirkung zur Folge haben ſoll, 
daß ſich der Beitrag und das Krankengeld nach dem durchſchnittlichen Tagelohne für dieſe 
Klaſſe beſtimmt, mußte deshalb den Kaſſen ausdrücklich zugeſtanden werden. Weil es nicht 
geſchehen iſt, verbleibt es dabei, daß der Eintritt der die Zugehörigkeit zu einer anderen 
Klaſſe bedingenden Tatſache den Übertritt der Verſicherten zu der anderen Klaſſe mit der 
angegebenen Wirkung unmittelbar zur Folge hat. 

Das Krankengeld der N. iſt hiernach mit Recht nach dem niedrigeren durchſchnittlichen 
Tagelohne berechnet, den ſie unmittelbar vor ihrer Erkrankung bezogen hat. 
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